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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Betriebszählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählung 1959) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird in den 
Jahren 1959 bis 1961 eine Betriebszählung in der 
Landwirtschaft einschließlich des Gartenbaus, des 
Weinbaus und der Binnenfischerei sowie in der 
Forstwirtschaft als Bundesstatistik durchgeführt. 

§ 2 

Die Zählung umfaßt folgende Einzelerhebungen: 

1. Haupterhebung, 

2. Gartenbauerhebung, 

3. Forsterhebung, 

4. Binnenfischereierhebung, 

5. Arbeitskräfteerhebung. 

§ 3 

(1) Die Haupterhebung findet, soweit Absatz 3 
nichts anderes bestimmt, im Mai 1959 statt. Sie er- 
faßt die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
und Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz oder 
teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt 
werden, sowie alle Flächen des Erwerbsgartenbaus 
und des Erwerbsweinbaus. 

(2) Die Haupterhebung umfaßt folgende Tatbe- 
stände: 

1. Kennzeichnung des Betriebs und der Be- 
sitzverhältnisse, 

2. Vertriebenen (Flüchtlings-) eigenschaft des 
Inhabers sowie seine Beitragspflicht zur 
Altershilfe für Landwirte, 

3. Hilfs- und Nebenbetriebe sowie nicht- 
landwirtschaftliche Betriebe des Inhabers, 

4. Hauptproduktionsrichtung, 

5. Betriebsflächen und deren Nutzung nach 
Hauptnutzungsarten, Kulturarten, Pflan- 
zenarten und Pflanzengruppen, 

6. Personal- und Arbeitsverhältnisse, 

7. Viehbestand, 

8. Gebäude, 

9. Maschinen und sonstige technische Ein- 
richtungen. 

(3) In Betrieben mit einer Betriebsfläche unter 
2 Hektar werden die Angaben über die Personal- 
und Arbeitsverhältnisse teilweise bei der ersten 
monatlichen Erhebung nach § 7 erhoben. Dabei wer- 
den im Bundesdurchschnitt bis zu 10 vom Hundert 
der Betriebe erfaßt. 


§ 4 

(1) Die Gartenbauerhebung findet im Juli 1960 
I statt. Sie erfaßt alle Betriebe, die gartenbauliche 
I Erzeugnisse und Baumschulerzeugnisse zu Er- 
! werbszwecken anbauen. 

(2) Die Gartenbauerhebung umfaßt folgende Tat- 
bestände: 

1. Kennzeichnung des Betriebs und der Be- 
sitzverhältnisse, 

I 2. Absatzverhältnisse, 

3. Betriebsflächen und deren Nutzung nach 
Hauptnutzungsarten, Kulturarten, Pflan- 
zenarten und Pflanzengruppen, 

4. Arbeitskräfte, 

5. Maschinen und sonstige technische Ein- 
richtungen. 

§ 5 

(1) Die Forsterhebung findet in den Monaten 
Oktober 1960 bis März 1961 statt. Sie erfaßt alle 
Betriebe mit einer Waldfläche ab 0,5 Hektar und 
alle Gesamtwaldflächen ab 0,5 Hektar. 

(2) Die Forsterhebung umfaßt folgende Tatbe- 
stände : 

1. Kennzeichnung des Betriebs und der Be- 
sitzverhältnisse, 

2. Betriebsplanung, 

3. Betriebsflächen und deren Nutzung nach 
Betriebs- und Baumarten, 

4. Arbeitskräfte. 

§ 6 

(1) Die Binnenfischereierhebung findet im Juni 
1961 statt. Sie erfaßt alle Betriebe, die Fluß- oder 
Seenfischerei, Teichwirtschaft oder Fischzucht zu 
Erwerbszwecken betreiben. 

(2) Die Binnenfischereierhebung umfaßt folgende 
Tatbestände: 

1. Kennzeichnung des Betriebs, 

2. Gewässer und deren Bewirtschaftung, 

3. Arbeitskräfte, 

4. Maschinen und sonstige technische Ein- 
richtungen, 

5. Fischereischäden. 

§ 7 

(1) Die Arbeitskräfteerhebung findet im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
Länder Berlin, Bremen und Hamburg im Anschluß 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 687 


an die Haupterhebung nach § 3 als monatliche Er- 
hebung für die Dauer eines Jahres bis spätestens 
Oktober 1960 statt. Sie erfaßt im Bundesdurch- 
schnitt bis zu 3 vom Hundert der bei der Haupt- 
erhebung erfaßten Betriebe. 

(2) Die Arbeitskräfteerhebung umfaßt den Ar- 
beitseinsatz der Arbeitskräfte sowie Veränderun- 
gen im Besitz- und Personenbestand während eines 
Jahres bis spätestens September 1960. 

§ 8 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber der in den 
§§ 3 bis 7 genannten Betriebe und Flächen. 

§ 9 

(1) Den mit der Durchführung der Erhebungen 
beauftragten Personen ist das Betreten der Grund- 
stücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu ge- 
statten. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Absatz 1 
zuwider weigert, den mit der Durchführung der Er- 
hebungen beauftragten Personen das Betreten der 


I Grundstücke, die Gegenstand der Erhebung sind, zu 
gestatten. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

§ 10 

Die Befragung der Inhaber der durch die Haupt- 
erhebung und die Gartenbauerhebung nach den 
§§ 3 und 4 dieses Gesetzes erfaßten Betriebe und 
Flächen entfällt im Jahre 1959 bei der Bodenbenut- 
i zungshaupterhebung und im Jahre 1960 bei der Ge- 
I müsehaupterhebung nach den §§ 4 und 7 des Ge- 
I setzes über Bodenbenutzungserhebung und Ernte- 
i berichterstattung vom (Bundesgesetzbl. I 


§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines ' 

Die seit 1882 in mehrjährigen Zeitabständen durch- 
geführte landwirtschaftliche Betriebszählung ist die 
wichtigste Informationsquelle über die Produktions- 
grundlagen der Land- und Forstwirtschaft. Ihre Er- 
gebnisse, die nach Betriebsgrößen, Bodennutzungs- 
systemen und anderen Strukturmerkmalen geglie- 
dert werden, vermitteln nicht nur einen einmaligen 
Gesamtüberblick über die Betriebsverhältnisse zur 
Zeit der Zählung, sondern bilden für einen längeren 
Zeitraum die umfassende statistische Grundlage für 
zahlreiche Zwecke der Wirtschaftspolitik, der Ver- 
waltung und der Forschung. Die letzten landwirt- 
schaftlichen Betriebszählungen fanden 1925, 1933, | 
1939 und 1949 statt. Da der vor dem Krieg übliche | 
Turnus zwischen den Erhebungen nunmehr über- j 
schritten ist und die Ergebnisse der Betriebszählung | 
1949 wegen der inzwischen eingetretenen erheb- 
lichen Strukturveränderungen in der Landwirt- i 
Schaft überholt sind, ist die Durchführung einer i 
neuen Zählung notwendig. Als Erhebungsjahr | 
kommt 1959 in Betracht. | 

I 

Insbesondere ist die vorgesehene Landwirtschafts- 
zählung 1959 aus folgenden Gründen dringend er- 
forderlich: 

1. Der nach § 4 des Landwirtschaftsgesetzes vom 
5. September 1955 (BGBl. I S. 565) von der Bun- 
desregierung jährlich vorzulegende Bericht über 
die Lage der Landwirtschaft (Grüner Bericht) 
setzt eine genaue Kenntnis der Betriebsstruktur 
in der Landwirtschaft und zahlreicher Tatbe- i 


stände in landwirtschaftlichen Betrieben voraus. 
Um hierfür eine zuverlässige und zeitnahe 
Grundlage zu gewinnen, ist von Zeit zu Zeit 
eine allgemeine Betriebsbefragung erforderlich. 
Hierdurch sollen die langfristigen Veränderun- 
gen der Gesamtstruktur der Betriebe neu fest- 
gestellt werden. Mittels der bereits bestehenden 
Agrarstatistiken können dann in den folgenden 
Jahren die kurzfristigen Veränderungen und 
Entwicklungserscheinungen im einzelnen be- 
obachtet werden. 

Die Kenntnis der Agrarstruktur und der Be- 
triebsverhältnisse sowie ihrer Veränderungen 
ist besonders wichtig für die nach dem Land- 
wirtschaftsgesetz von der Bundesregierung zu 
treffenden wirtschafts- und agrarpolitischen 
Maßnahmen, durch welche die naturbedingten 
und wirtschaftlichen Nachteile der Landwirt- 
schaft gegenüber anderen Wirtschaftsbereichen 
ausgeglichen, ihre Produktivität gesteigert und 
die soziale Lage der in der Landwirtschaft täti- 
gen Menschen verbessert werden sollen. 

2. Einer genauen Übersicht über die Agrarstruktur 
bedarf es darüber hinaus zur Bewältigung der 
durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
zu erwartenden landwirtschaftlichen Struktur- 
probleme. Für die Verhandlungen im Rahmen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eben- 
so wie für die Beurteilung der Veränderungen, 
die sich aus der Entwicklung innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ergeben wer- 


3 



Drucksache 687 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


den, und für die Maßnahmen, die von der Bun- 
desregierung in diesem Zusammenhang zu tref- 
fen sein werden, sind neue statistische Feststel- 
lungen und Ergebnisse in möglichst breiter Un- 
tergliederung erforderlich. ' 

3. Die Ergebnisse einer allgemeinen Betriebszäh- 
lung in der Land- und Forstwirtschaft stellen, 
abgesehen vom Agrarbereich, auch in allgemein 
volkswirtschaftlicher Sicht unentbehrliches Ma- 
terial dar. Die Land- und Forstwirtschaft muß 
ebenso wie alle anderen Bereiche in eine Ge- 
samtinventur der Volkswirtschaft, wie sie das 
Zählungswerk 1960 darstellen soll, einbezogen 
werden. Wenn im vorliegenden Gesetzentwurf 
vorgesehen wird, die land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebe zur Sicherung der vollständigen 
Erfassung und wegen der Breite der agrarpoli- 
tisch wichtigen Fragestellung in einer beson- j 
deren Zählung zu erfassen, so ist die Landwirt- ' 
schaftszählung dennoch insoweit als Teilstück 
der allgemeinen Arbeitsstättenzählung anzuse- 
hen, als sie für die Land- und Forstwirtschaft die 
Produktionsgrundlagen in entsprechender Weise • 
feststellen soll, wie es durch die Arbeitsstätten- j 
Zählung und die im Anschluß daran vorgesehe- 
nen Zählungen für die anderen Wirtschafts- 
zweige geschieht. Ihre Ergebnisse sollen zusam- 
men mit denen der anderen Wirtschaftszweige 
zu einem Gesamtbild der Volkswirtschaft füh- ! 
ren. Dies setzt voraus, daß die Produktions- j 
grundlagen ebenso weitgehend erfaßt und die 
ermittelten Tatbestände nach gleichartigen Dar- 
stellungseinheiten geordnet werden wie in der 
Arbeitsstättenzählung. Die zeitliche Trennung 
der Landwirtschaftszählung von der für 1960 
vorgesehenen Arbeitsstättenzählung hat sich 
gegenüber der bis 1949 gemeinsamen Durch- 
führung als technisch vorteilhaft und arbeitser- 
leichternd erwiesen. 

4. Die laufenden landwirtschaftlichen Statistiken 
sind in den letzten Jahren größtenteils auf re- 
präsentative Erhebungen umgestellt worden, 
wodurch erhebliche Ersparnisse an Arbeit und 
Kosten erreicht werden. Die Repräsentativstati- 
stiken setzen jedoch voraus, daß in größeren : 
Zeitabständen allgemeine Erhebungen durchge- 
führt werden, deren Ergebnisse als Grundlage 
der Schichtung und der Auswahl von Stichpro- 
ben sowie zur Flochrechnung der Ergebnisse auf 
die Gesamtzahl aller Betriebe dienen. Die Land- 
wirtschaftszählung 1959 soll für die nächsten 
Jahre die Grundlage für die Weiterführung 
mehrerer Repräsentativstatistiken nach dem Ge- 
setz über Bodenbenutzungserhebiing und Ernte- , 
berichterstattung bilden. 

5. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa- 
tion der Vereinten Nationen (FAO) hat die ! 
Durchführung einer Weltzählung in der Land- 
wirtschaft um das Jahr 1960 beschlossen. Das 
Material hierfür soll für die Bundesrepublik I 
durch die Landwirtschaftszählung 1959 beschafft ! 
werden, deren Fragestellung das für die Welt- j 
Zählung vereinbarte Mindestprogramm erfüllt. | 


II. Im einzelnen 

§ 1 umreißt den Umfang des Gesetzes. 

In § 2 werden die Einzelerhebungen der Landwirt- 
schaftszählung aufgeführt. 

In den §§ 3 bis 7 sind jeweils die Einzelerhebungen 
der erfaßten Betriebe sowie Zeit und Gegenstand 
der Erhebungen angegeben. Um Kosten zu sparen 
und um eine Überlastung der Zählerorganisation zu 
vermeiden, sollen die Sonderfragen für die Garten- 
bau-, Forst- und Binnenfischereibetriebe nicht in der 
Haupterhebung, sondern im Anschluß an sie durch 
die Erhebungen nach den §§ 4 bis 6 gestellt wer- 
den. Ebenfalls aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
sollen einzelne Tatbestände über Arbeitskräfte 
durch monatliche repräsentative Erhebungen für 
ein Wirtschaftsjahr ermittelt werden. Diese Erhe- 
bungen ergänzen die Haupterhebung und bilden 
mit ihr zusammen ein einheitliches Betriebszäh- 
lungswerk. 

Bei der Haupterhebung (§ 3) ist für Betriebe mit 
weniger als 2 ha Betriebsfläche zur Kosten- und 
Arbeitsersparnis ein gekürzter Fragebogen vorge- 
sehen. Die Angaben über die Größe und Nutzung 
der Betriebsflächen (§ 3 Abs. 2 Nr. 5) werden zu- 
gleich für die Aufbereitung der Bodenbenutzungs- 
haupterhebung nach dem in Vorbereitung befind- 
lichen Gesetz über Bodenbenutzungserhebung und 
Ernteberichterstattung verwendet (vgl. § 10). Bei 
der Haupterhebung werden die den auskunftspflich- 
tigen Betriebsinhabern gehörenden Viehbestände 
erfaßt. Die repräsentative Viehzwischenzählung 
nach dem Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 
(BGBl. I S. 522), die am 3. Juni 1959 stattfindet, er- 
faßt dagegen nur die Rindvieh-, Schweine- und 
Schafbestände in etwa 14 v. H. der bestehenden 
Zählflächen, und zwar nach ihrem Standort und 
ohne Rücksicht darauf, ob sie zu einem landwirt- 
schaftlichen Betrieb gehören. Soweit die Betriebe 
zu beiden Zählungen Angaben zu machen haben, 
kann der Zählereinsatz am Stichtag der Viehzwi- 
schenzählung für beide Zwecke zugleich erfolgen. 

Die Gartenbauerhebung (§ 4) soll Ergebnisse über 
die Struktur aller an der Marktproduktion von 
Obst, Gemüse und sonstigen Gartenbauerzeugnis- 
sen beteiligten Betriebe vermitteln, weil ein aus- 
reichender Überblick über die Struktur dieser Be- 
triebe und über die Anbauverhältnisse der gärt- 
nerischen Kulturen sich aus der allgemeinen Erhe- 
bung nicht gewinnen läßt. Da diese Betriebe die 
verschiedenartigsten Strukturen und Größen auf- 
weisen, sind ihre Verhältnisse besonders unüber- 
sichtlich; das Marktangebot nach Menge und Güte 
ist außerdem viel stärkeren Schwankungen unter- 
worfen als in anderen Zweigen der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung. Die letzte Gartenbauerhebung 
fand 1950 im Anschluß an die landwirtschaftliche 
Betriebszählung 1949 statt. Die Angaben der vor- 
gesehenen Gartenbauerhebung über den Gemüse- 
anbau (§ 4 Abs. 2 Nr. 3) werden gleichzeitig für die 
Aufbereitung der Gemüsehaupterhebung 1960 ver- 
wendet (vgl. § 10). Bei den Feststellungen über 
Baumschulen handelt es sich um die Ermittlung der 
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zur Anzucht benutzten Flächen, während in der 
Baumschulerhebung nach § 8 des Gesetzes über 
Bodenbenutzungserhebung und Ernteberichterstat- 
tung die Bestände nach Art, Zahl und Anzuchtmerk* 
malen erfaßt werden. Eine Doppelerhebung liegt 
daher nicht vor. 

Die Forsterhebung (§ 5) ist aus wirtschafts- und 
forstpolitischen Gründen erforderlich. Die letzte 
allgemeine Forsterhebung, die einen Überblick über 
die gesamten forstlichen Verhältnisse gab, wurde 
1937 durchgeführt. Seit dieser Zeit sind infolge ein- 
schneidender Verschiebungen der politischen Gren- 
zen und übermäßiger Nutzungen in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit schwerwiegende Änderungen 
der Waldfläche und des Altersklassengefüges ein- 
getreten, so daß die Ergebnisse dieser Erhebung 
praktisch unbrauchbar geworden sind. Die 1948 in 
der britischen und amerikanischen Besatzungszone 
durchgeführte und 1950 auf die restlichen Bundes- 
länder erweiterte Forsterhebung erfolgte nicht nach 
einheitlichen Gesichtspunkten und bietet daher 
keine zuverlässige Grundlage für die Beurteilung 
der forstlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik. 
Die Binnenfischereierhebung (§ 6) soll die not- 
wendige Kenntnis der Struktur und Ertragsverhält- 
nisse der Binnenfischerei, Teichwirtschaft und 
Fischzucht im Bundesgebiet vermitteln. Bisher lie- 
gen hierüber keine Unterlagen vor, so daß die im 
Interesse der Allgemeinheit und der Fischerei drin- 
gend erforderlichen produktionsbiologischen und 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sehr erschwert 
sind. 

Zur Ermittlung des Bestandes an Arbeitskräften 
sind als Ergänzung zur Haupterhebung nach § 3 
Abs. 2 Nr. 6 repräsentative Monatserhebungen von 
einjähriger Dauer vorgesehen (§ 7). Diese sind aus 
folgenden Gründen notwendig: 

Eine genaue Kenntnis über Zahl und Zusammenset- 
zung des Arbeitskräftebestandes ist für die Beurtei- 
lung der Lage der Landwirtschaft und der Einkom- 
mensverhältnisse sowie für die Entscheidungen 
über die Förderungsmaßnahmen nach dem Land- 
wirtschaftsgesetz unerläßlich. Wegen der starken — 
in den einzelnen Betriebsarten und -gruppen durch- 
aus verschiedenen — jahreszeitlichen Schwankun- 
gen im Bestand an landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräften können brauchbare Feststellungen über 
diese Arbeitskräfte nicht durch eine einmalige, auf 
einen Stichtag bezogene Befragung gewonnen wer- 
den. Vielmehr ist hierzu erforderlich, daß die Er- 
hebung sich mindestens auf den Zeitraum eines 
Jahres bezieht. Erst aus den so gewonnenen Zahlen 
lassen sich durch Errechnen von Jahresdurch- 
schnittswerten — umgerechnet auf Vollarbeits- 
kräfte ■ — • hinreichend aussagefähige Ergebnisse 
erzielen. 

Bei der Ermittlung des Gesamtarbeitskräftebestan- 
des der Landwirtschaft sind monatliche Erhebungen 
über den Arbeitseinsatz der ständigen und nicht- 
ständigen familieneigenen und familienfremden 
Arbeitskräfte erforderlich, weil im allgemeinen Auf * 
Zeichnungen über den Arbeitseinsatz in den land- 
wirtschaftlichen Betrieben fehlen, so daß die Be- 


! fragten die Angaben über den Arbeitseinsatz im 
Betrieb aus dem Gedächtnis machen müssen. 

Um die Kosten möglichst gering zu halten, sollen 
die Erhebungen für den Zeitraum eines Jahres re- 
präsentativ durchgeführt werden. Der Auswahlsatz 
von 3 V. H. der landwirtschaftlichen Betriebe ist der 
niedrigste, mit dem nicht nur zuverlässige Bundes-, 
sondern auch Landesergebnisse erzielt werden kön- 
nen. Die Monatserhebungen sollen für die Dauer 
eines Jahres möglichst früh im Anschluß an die 
Haupterhebung durchgeführt werden, damit die 
durchschnittlichen Jahresergebnisse über die Ar- 
beitskräfte rechtzeitig zur Vorbereitung des Grü- 
nen Berichts 1961 vorliegen. Mit den Monatserhe- 
bungen kann erst begonnen werden, nachdem aus 
dem Material der Haupterhebung die notwendigen 
Teilaufbereitungen und die Stichprobenauswahl der 
I Betriebe erfolgt sind; sie müssen aber spätestens 
bis Oktober 1960 abgeschlossen sein. Da die Fest- 
stellungen in den Ländern Berlin, Bremen und 
; Hamburg zur Ermittlung der Bundesergebnisse nicht 
, unbedingt erforderlich sind, sollen diese Länder 
nicht an den Monatserhebungen beteiligt werden. 

Bei der Haupterhebung wird zur Kostenersparnis 
und zur Entlastung der Auskunftspflichtigen in Be- 
I trieben mit weniger als 2 ha Betriebsfläche, die 
i meist nur im Nebenerwerb Landwirtschaft betrei- 
I ben, auf eine Reihe von Angaben verzichtet. Da 
! diese Angaben für die Gesamtdarstellung der Er- 
j gebnisse erforderlich sind, ist vorgesehen, die feh- 
I lenden Tatbestände bei diesen Betrieben nachträg- 
lich in der ersten Monatserhebung repräsentativ zu 
j erfragen. Hierzu muß der Auswahlsatz in der Grö- 
! ßenklasse unter 2 ha einmalig von 3 v. H. auf 
j 10 V. H. erhöht werden (vgl. § 3 Abs. 3). Durch das 
dargelegte Erhebungsverfahren wird der Umfang 
der Fragestellung bei mehr als 500 000 Auskunfts- 
pflichtigen erheblich eingeschränkt, wodurch nach 
Schätzungen des Statistischen Bundesamtes eine 
I Einsparung von etwa 200 000 DM ermöglicht wird. 

§ 8 legt den auskunftspflichtigen Personenkreis 
: fest. 

§ 9 soll die Möglichkeit geben, die für die Erhe- 
i bung in Frage kommenden Grundstücke zu betre- 
I ten und damit zuverlässige Ergebnisse zu gewähr- 
I leisten. Soweit militärische Grundstücke in Frage 
stehen, wird es allgemein genügen, wenn die ört- 
lich zuständigen Militärdienststellen die erforder- 
lichen Auskünfte erteilen, weil die besonderen mili- 
j tärischen Sicherheitsbestimmungen ohnehin vor- 
, gehen. 

! Die Angaben der Betriebe zur Haupterhebung und 
I zur Gartenbauerhebung enthalten einen wesent* 
I liehen Teil der Tatbestände der Bodenbenutzungs- 
! haupterhebung und der Gemüsehaupterhebung 
nach dem Gesetz über Bodenbenutzungserhebung 
und Ernteberichterstattung. 

Um Doppelbefragungen zu vermeiden, soll daher 
nach § 10 auf die Befragung der Betriebe im Rah- 
men der Bodenbenutzungshaupterhebung des Jahres 
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1959 und der Gemüsehaupterhebung des Jahres 

1960 verzichtet werden. 

Für die Gemeinden bleibt dagegen die Auskunfts- 
pflicht für alle sonstigen Bodenflächen nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über Bodenbenutzungs- 
erhebung und Ernteberichterstattung sowie die 
Pflicht, ein Gemeindeergebnis der Bodenbenut- 
zungshaupterhebung 1959 festzustellen, bestehen. 

Um die vollständige Erfassung der land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebe mit den bewirtschafteten 
Gesamtflächen bei der Haupterhebung zu sichern, 


müssen die Bodenbenutzungsvorerhebung und Bo- 
denbenutzungshaupterhebung nach §§ 3 und 4 des 
Gesetzes über Bodenbenutzungserhebung und 
Ernteberichterstattung im Jahre 1959 allgemein 
durchgeführt werden. Es ist daher der Erlaß einer 
entsprechenden Verordnung nach § 9 des genann- 
ten Gesetzes geplant. 

Die Kosten der Erhebungen sind vom Statistischen 
Bundesamt insgesamt mit 19,6 Millionen DM ver- 
anschlagt worden. Sie verteilen sich wie folgt auf 
den Bund und die Länder sowie auf 4 Rechnungs- 
jahre: 




Redmungsjahr 




1958 

1959 

I960 ■ 

1961 

zusammen 
in 1000 DM 


in 1000 DM 

1 

in 1000 DM 

in 1000 DM 

in 1000 DM 


Bund 

Länder 


35 
1 146 


213 610 

9 740 4 420 


538 1 396 

2 900 18 206 

19 602 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Berlin, den 24. Oktober 1958 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 23. September 1958 — 6 — 70002 — 
3934/58 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 197. Sitzung am 24, Oktober 1958 gemäß Artikel 76 
Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Betriebs- 
zählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählung 1959) 


wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Brandt 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 3 

In § 3 Abs. 1 ist Satz 2 wiie folgt zu fassen: 

„Sie erfaßt die land- und forstwiirtschaf fliehen 
Betriebe und Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die 
ganz oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich 
genutzt werden, sowie alle Flächen des Erwerbs- 
gartenbaus, des Erwerbsweinbaus und der fisch- 
wirtschaftlich genutzten Teiche und Seen.'' 

Begründung 

Die Haupterhebung erstreckt sich auch auf die 
Frage, ob Fischerei für Zwecke des Verkaufs be- 
trieben wird, und auf die Frage nach der Größe 
der fischwirtschaftliich genutzten Teiche und 
Seen. § 3 Abs. 1 bedarf daher insoweit einer Er- 
gänzung. 

2. Zu § 5 

§ 5 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 5 

(1) Die Forsterhebung erfaßt alle Betriebe mit 
einer Waldfläche von 0,5 Hektar an und alle Ge- 
samtwaldflächen von 0,5 Hektar an. 

(2) Die Forsterhebung umfaßt folgende Tatbe- 
stände: 

1. Kennzeichnung des Betriebs und Be- 
sitzverhältnisses, 

2. Betriebsplanung, 

3. Betriebsflächen und deren Nutzung 
nach Betriebs- und Baumarten, 

4. Arbeitskräfte. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, den Zeitraum der Erhebung." 

Begründung 

Die von der Forsterhebung zu erfassenden Tat- 
bestände werden ebenfalls für die vorgesehene 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des forst- 
wirtschaftlichen Vermögens erhoben. Der Stich- 
tag der nächsten Hauptfeststellung bedarf noch 
der gesetzlichen Regelung. Wann das Gesetz 
Über die Hauptfeststellung der Einheitswerte 
verabschiedet wird, ist zur Zeit offen. Die benö- 
tigten Angaben werden in beiden Fällen, soweit 
vorhanden, den forstlichen Betriebswerken oder 
Betriebsgutachten entnommen, jedoch nur, wenn 
der Stichtag der Aufstellung des Betriebswerkes 
oder Betriebsgutachtens nicht mehr als fünf 
Jahre von dem Stichtag der Forsterhebung ab- 
weicht. 

In den Fällen, in denen der Stichtag der Auf- 
stellung des Betriebswerkes (Betriebsgutachtens) 


von dem Stichtag der Forsterhebung bzw. näch- 
sten Hauptfeststellung mehr als oben angegeben 
abweicht, müssen die Angaben der Betriebs- 
werke bzw. -gutachten durch Fortschreibung er- 
gänzt werden. In Forstbetrieben, die keine Be- 
triebswerke oder -gutachten besitzen, müssen die 
zu erfassenden Tatbestände durch Messung und 
Schätzung des Waldbestandes ermittelt werden. 
Die Fortschreibung der Betriebswerke und die 
letztgenannten Erhebungen können erheblichen 
Arbeitsaufwand verursachen. Dies gilt insbe- 
sondere für den kleineren Waldbesitz, der zu- 
dem meist nicht über ausreichend vorgebildete 
Fachkräfte verfügt. Nach bisherigen Erfahrungen 
ist zu erwarten, daß diese Waldbesitzer vor Aus- 
füllung der Erhebungsbogen sowohl für Zwecke 
der Einheitsbewertung als auch der Forsterhe- 
bung die örtlich zuständigen staatlichen und 
kommunalen Forstbeamten sowie die Forstbe- 
diensteten der Landwirtschaftskammem um 
Unterstützung und Beratung angehen. Sofern 
Hauptfeststellung und Forsterhebung mit von- 
einander abweichenden Stichtagen durchgeführt 
werden, bedeutet dies, daß die vorgenannten Ar- 
beiten innerhalb weniger Jahre doppelt ausge- 
führt werden müssen. Die oben vorgeschlagene 
Fassung des § 5 Abs. 3 soll der Bundesregierung 
die Möglichkeit geben, den Stichtag und den 
Zeitraum der Forsterhebung mit den Erhebungen 
für die Hauptfeststellung der Einheitswerte in 
Übereinstimmung zu bringen, damit 

a) die geschilderte Doppelarbeit vermieden und 

b) der Erhebungszedtraum (SO bemessen wird, daß 
die vorzunehmenden ArbeUen mit dem vor- 
handenen Personal ausgeführt werden kön- 
nen. 

3. Nach § 10 

Nach § 10 ist folgender § 10a einzufügen: 

.§ 10a 

Der Bund erstattet den Ländern 80 vom Hun- 
dert der ihnen durch den Vollzug dieses Geset- 
zes entstehenden Aufwendungen." 

Bgründung 

Die Landwirtschaftszählung 1959 ist die erste der 
in den Jahren 1959 bis 1962 vorgesehenen Groß- 
zählungen im Rahmen des Zählwerkes 1960. 
Die Gesamtaufwendungen dieser Großzählungen 
betragen voraussichtlich 127 Mio DM, von denen 
auf die Länder 89 Mio DM und auf die Gemein- 
den 24 Mio DM entfallen werden. Diese Auf- 
wendungen auf einem einzigen Verwaltungsge- 
biet stellen für Länder und Gemeinden eine un- 
zumutbare Mehrbelastung dar. Ihr Umfang wird 
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verdeutlicht durch die Tatsache, daß schon zur 
Zeit die laufenden Ausgaben für die staatlichen 
Statistischen Ämter bei der Länder rd. 41 Mio 
DM betragen. Der Grundsatz, wonach die Länder 
die ihnen entstehenden Kosten von Bundessta- 
tistiken zu tragen haben, kann nicht gelten, 
wenn es sich um massierte Großzählungen han- 
delt, die die Länder und Gemeiinden zu Ausga- 
ben zwingen, die das Normalmaß weit überstei- 
gen. In solchen Fällen ist eine Beteiligung des 
Bundes gerechtfertigt, zumal die Großzählungen 
in besonderem Maße in seinem Interesse liegen. 

Ferner hat der Bundesrat folgende Entschließung 
gefaßt: 

Der Entwurf eines Gesetzes über eine Betriebs- 
zählung in der Land- und Forstwirtschaft (Land- 
wirtschaftszählung 1959) gehört zu den für die 
Jahre 1959 bis 1961 vorgesehenen Großzählun- 
gen, die außerdem die Handels- und Gaststätten- 
zählung, die Volks- und Berufszählung, verbun- 


den mit Arbeitsstättenzählung und Verkehrs- 
zensus und die Kostenstrukturerhebung in der 
Wirtschaft umfassen. Die Kosten dieser Zählun- 
gen belaufen sich allein auf 127 Mio DM (Bund 
rd. 14 Mio DM, Länder rd. 89 Mio DM, Gemein- 
den rd. 24 Mio DM), die neben dem übrigen 
jährlichen statistischen Aufwand von ca. 100 Mio 
DM aufzubringen sind. Im Hinblick auf dieses 
umfangreiche statistische Programm und die da- 
mit verbundene Beanspruchung der Verwaltung 
sowie die dadurch notwendige kostenmäßige Be- 
lastung der Haushalte von Bund und Ländern 
wird die Bundesregierung gebeten, zu prüfen, ob 
und wie das Programm der Großzählungen auf 
eine möglichst Lange Zeit, zumindest auf den 
Zeitraum von 1959 bis 1966 verteilt werden 
kann. Im Zusammenhang damit wird die Bundes- 
regierung gebeten, dafür Sorge zu tragen, daß 
nach Möglichkeit die zur Zeit laufenden Zählun- 
gen in das Großzählungsprogramm eingearbeitet 
und Überschneidungen statistischer Erhebungen 
vermieden werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

Die Bundeisregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates zu 1. und 2. zu. 


II. 

Die Bundesregierung kann der Einfügung eines 
neuen § 10a, nach dem der Bund den Ländern 
80 V. H. der ihnen durch den Vollzug deis Gesetzes 
entstehenden Aufwendungen erstatten soll (Punkt 3), 
aus zwingenden verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht zustimmen. 

Verwaltungskosten der Länder hei Durchführung 
statiisti'scher Bundesgesetze können entsprechend 
der Regel des § 8 StatGes nach Artikel 106 Abs. 4 
Nr. 1 und Artikel 83 ff. GG nicht vom Bund über- 
nommen werden. Deshalb könnte den Ländern ein 
Ausgleich für Mehrbelastungen durch solche Kosten 
nur gewährt werden, wenn die Voraussetzungen 
des Artikels 106 Abs. 5 GG vorliegen. Nach dieser 
Vorschrift gibt es zwei Wege zum Ausgleich von 
Mehrbelastungen, nämlich einmal durch Änderung 
des Beteiligungs Verhältnisses an der Einkommen- 
ist euer und der Körp erschuf tsteuer zugunsten der 
Länder (Absatz 5 Satz 1) oder für den Fall, daß die 
Mehrbelastung auf einen kurzen Zeitraum begrenzt 
ist, durch Ausgleich mittels Finanzzuweisungen des 
Bundes (Absatz 5 Satz 2). Den Weg über die Ände- 
rung des Beteiligungsverhältnisses an der Einkom- 
mensteuer will der Bundesrat hier selbst nicht be- 
ischreiten. Aber auch die zweite Möglichkeit ist hier 
nicht gegeben. Satz 2 des Absatzes 5 ist nämlich 
kein selbständiger, sondern ein abhängiger Tat- 
bestand. Er ist nur anwendbar, wenn die Voraus - 
Setzungen vorliegen, die auch für die Änderung des 
Beteiligungsverhältnisses an der Einkommen- und 
der Körperschaftsteuer von der Verfassung vorge- 


schrieben sind (Absatz 5 Satz 1). Die Mehrbelastung 
der Länder muß danach auch im Falle des Satzes 2 
ein der Änderung der Beteiligungsquoten adäquates 
Gewicht haben. Eine auf mehrere Haushaltsjahre 
verteilte Belastung von rd. 130 Millionen für Bund, 
Länder und Gemeinden zusammen für alle geplan- 
ten Großzählungen erfüllt trotz ihrer absoluten 
Größe diese Bedingungen nicht. Im Verhältnis zu 
den Haushaltssummen stellt sie keine Größen- 
ordnung dar, di e der vom Bundes rat gefoTdeTten 
Maßnahme angemessen wäre. 

Das vom Bundesrat erwähnte „Interesse" des Bun- 
des allein ist kein Rechtsgrund für eine Bundes- 
beteiligung an den Kosten. Ein solches Interesse 
muß bei jeder Ausübung der legislatorischen Zu- 
ständigkeit des Bundes überhaupt vorhanden sein. 
Die Anerkennung dieses Interesses als Grund für 
eine Kostenbeteiligiung des Bundes würde dazu 
führen müssen, daß entgegen den Vorschriiften der 
Artikel 106 Abs. 4 Nr. 1 und Artikel 83 ff. GG der 
Bund die Kosten der Durchführung sämtlicher Bun- 
desgesetze mitübernehmen müßte. Im übrigen ist 
das Interesse der Länder, der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände an den Großzählungen und ganz 
besonders -an der kostspieligsten dieser Zählungen, 
nämlich der Volks-, Berufs- und Arbeitsstätten- 
zählung, mindestens ebenso groß wie das des 
Bundes. 


III. 

Zu der vom Bundes rat anläßlich der Verabschiedung 
des Gesetzes über die Landwirtschaftszählung 1959 
gefaßten „Entschließung" wird die Bundesregierung 
mit den Ländern Verbindung aufnehmen. Die Land- 
wirtschaftszählung als erste Erhebung des Groß- 
zählungswerks trägt den Erwägungen des Bundes- 
rates bereits Rechnung. 
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